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Um eine mögliche Insolvenzwelle zu verhindern, plant die Regierung eine Änderung des Insolvenzrechts. „Dazu soll eine

zeitlich begrenzte Erleichterung bei der Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags wegen Überschuldung eingeführt wer-

den“, sagte ein Sprecher des Bundesjustizministeriums dem Handelsblatt (HB vom 7.9.2022). Der Zeitraum, in dem ein Un-

ternehmen durchfinanziert sein muss, solle sich von zwölf auf vier Monate verkürzen, so Dr. Rainer Eckert, Co-Vorsitzender

der ARGE Insolvenzrecht & Sanierung (PM ARGE Insolvenzrecht & Sanierung Nr. 06/2022 vom 8.9.2022). „Grund soll sein,

dass die Finanzplanung während eines kurzen Zeitraums für Unternehmen besser vorhersehbar ist und damit u. a. auch das

Risiko überschaubarer wird, angesichts der unsicheren Energie- und Lieferkosten ggf. strafrechtlich Implikationen mit sich zu

ziehen.“ Statt einer Verkürzung des Planungszeitraums plädiert Eckert dafür, direkt Sanierungen vorzunehmen. Er ergänzt:

„Aus Praktikersicht sollte daher nunmehr der Zugang zum Eigenverwaltungs- und Schutzschirmverfahren erleichtert werden,

wie es bereits in § 6 COVInsAG umgesetzt wurde. Angesichts der aktuellen Prognoseunsicherheiten kann man dem aktiv die

Sanierung betreibenden Geschäftsführer keine weiter in die Zukunft gerichtete Planung abverlangen als demjenigen, der ein

solches geordnetes Verfahren vermeiden will.“

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH: Missbräuchliche Umrechnungsklau-

sel in Fremdwährungsdarlehen

Mit Urteil vom 8.9.2022 – verb. Rs. C-80/21 bis C-

82/21 – hat der EuGH entschieden, dass bei auf

eine Fremdwährung lautende Darlehen das natio-

nale Gericht eine missbräuchliche Umrechnungs-

klausel nicht durch eine dispositive Vorschrift des

nationalen Rechts ersetzen kann, wenn der Ver-

braucher widerspricht. Kann der Darlehensver-

trag ohne diese Klausel nicht fortbestehen, ist er

für nichtig zu erklären.
(PM EuGH Nr. 144/2022 vom 8.9.2022)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-2113-1

unter www.betriebs-berater.de

EuG: Geldbuße gegen Google überwiegend

bestätigt

Mit Urteil vom 14.9.2022 – T-604/18 – hat das

Gericht der Europäischen Union weitgehend

den Beschluss der Kommission bestätigt, wo-

nach Google den Herstellern von Android-Mobil-

geräten und den Betreibern von Mobilfunknet-

zen rechtswidrige Beschränkungen auferlegt

hat, um die beherrschende Stellung seiner Such-

maschine zu stärken. Um Schwere und Dauer

der Zuwiderhandlung besser Rechnung zu tra-

gen, hält das Gericht es jedoch im Anschluss an

Erwägungen, die in einigen Punkten von denen

der Kommission abweichen, für angebracht, ge-

gen Google eine Geldbuße in Höhe von

4,125 Mrd. Euro zu verhängen. Bei der zunächst

von der Kommission verhängten Geldbuße

i. H. v. fast 4,343 Mrd. Euro handelte es sich um

die höchste jemals in Europa von einer Wettbe-

werbsbehörde verhängte Geldbuße.
(PM EuG Nr. 147/2022 vom 14.9.2022)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-2113-2

unter www.betriebs-berater.de

BGH: Notar darf nicht mit der Bezeichnung

„Notar & Mediator“ werben

a) Durch die Verwendung der Bezeichnung „Me-

diator“ gleichwertig neben der Amtsbezeich-

nung „Notar“ kann beim rechtsuchenden Publi-

kum, dem die Tätigkeiten des Notars außerhalb

der Beurkundung von Rechtsvorgängen regel-

mäßig wenig geläufig sind, der falsche Eindruck

hervorgerufen werden, der die Bezeichnung

„Notar & Mediator“ Führende übe neben seinem

Amt einen weiteren Beruf aus, der über das re-

guläre Tätigkeitsspektrum eines Notars hinaus-

gehe.

b) Die Verwendung der Berufsbezeichnung „No-

tar & Mediator“ in der Öffentlichkeit (z. B. auf

Briefbögen oder im Internetauftritt) unterliegt

daher als irreführende Selbstdarstellung des No-

tars dem Verbot berufswidriger Werbung gemäß

§ 29 Abs. 1 BNotO.

BGH, Beschluss vom 11.7.2022 –

NotZ(Brfg) 6/21
(Amtliche Leitsätze)

Volltext: BB-ONLINE BBL2022-2113-3

unter www.betriebs-berater.de

OLG Frankfurt a. M.: Kein Schadensersatz

wegen Messeabsage während der Corona-

Pandemie

Einer Ausstellerin stehen keine Schadensersatz-

ansprüche wegen der am 24.2.2020 erfolgten

Verschiebung einer für den 8.3. bis 13.3.2020

geplanten Messe auf den Herbst 2020 sowie

der vollständigen Absage dieser Messe am

5.5.2020 zu. Beide Entscheidungen waren im

Hinblick auf das sich rasant und nicht prognos-

tizierbar entwickelnde Pandemiegeschehen,

der Verantwortung für die Gesundheit der Mes-

seteilnehmer und der erheblichen wirtschaft-

lichen Interessen rechtmäßig, entschied das

OLG Frankfurt a. M. mit Urteil vom 7.9.2022 –

4 U 331/21.

Die Klägerin hatte mit der beklagten Messever-

anstalterin einen Vertrag über die Teilnahme

an der vom 8.3. bis 13.3.2020 geplanten Messe

„Light + Building 2020“ geschlossen. Am

24.2.2020 hatte die Beklagte die Messe im Hin-

blick auf die Verbreitung des Corona-Virus zu-

nächst auf September 2020 verschoben und

letztlich am 5.5.2020 ganz abgesagt. Die be-

reits entrichteten Standgebühren zahlte sie der

Klägerin zurück. Diese begehrt nunmehr u. a.

Schadensersatz in Höhe von knapp 75.000 e

und verweist auf bereits vorgenommene Hotel-

reservierungen, PR-Maßnahmen, Miete des

Messestands und statische Berechnungen. Das

Landgericht hatte die Klage abgewiesen. Die

hiergegen gerichtete Berufung hatte auch vor

dem OLG keinen Erfolg. Der Klägerin stehe kein

Schadensersatzanspruch zu, bestätigte das

OLG.

Zu der zunächst vorgenommenen Verschie-

bung der Messe sei die Beklagte berechtigt ge-

wesen. Ihr sei das Festhalten am ursprüngli-

chen Vertrag nicht zumutbar gewesen. Bis zum

24.2.2020 hätten sich die Umstände, die

Grundlage des zwischen den Parteien geschlos-

senen Vertrags geworden waren, so schwerwie-

gend geändert, dass die Parteien bei Kenntnis

dieser veränderten Umstände den Vertrag nicht

mehr mit dem alten Inhalt geschlossen hätten.

Die „dynamische Entwicklung des Infektionsge-

schehens mit dem Corona-Virus vom Jahres-

wechsel 2019/2020 bis zu ihrer Entscheidung

am 24.2.2022, die dadurch bedingten erhebli-

chen Unsicherheiten für die Durchführbarkeit

der Veranstaltung und die Verantwortung für

Gesundheit und das Leben aller an der Messe

teilnehmenden (…) Personen“ hätten die Be-

klagte zur Verschiebung um ca. sechs Monate

berechtigt. Die Entwicklung des Infektionsge-

schehens sei rasant und sich stetig verschär-

fend verlaufen. Unerheblich sei, dass am

24.2.2020 kein behördlich angeordnetes Verbot

der Veranstaltung bestanden habe. Es habe

vielmehr ausgereicht, dass ein behördliches

Veranstaltungsverbot bei einer ex ante Prog-

nose hinreichend wahrscheinlich gewesen sei.

Dies sei hier der Fall gewesen. Angesichts der

Erklärung des Infektionsgeschehens zu einer

Die Woche im Blick | Wirtschaftsrecht

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               1 / 1

http://www.tcpdf.org

